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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG1) 

und des Asylgesetzes (AsylG2) zur Eindämmung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den 
Corona-Viruserreger SARS-CoV-2 

 
Der Landkreis Aurich erlässt als Ausländerbehörde gemäß § 2 Nr. 1 Allgemeine Zuständigkeitsverord-
nung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom3) i. V. m. 
§ 71 Abs. 1 S. 1 AufenthG folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Für innerhalb des Zeitraums vom 16.03.2020 bis einschließlich 28.09.2020 ablaufende befris-
tete Aufenthaltstitel (Nationale Visa, Aufenthaltserlaubnisse, Blaue Karte EU, ICT-Karten, 
Mobile ICT-Karten) von Ausländern mit Hauptwohnsitz innerhalb des Landkreises Aurich wird 
die Fortgeltungsfiktion von Amts wegen angeordnet. 
 

2. Die Geltungsdauer von Duldungen sowie Aufenthaltsgestattungen, die innerhalb des Zeit-
raums vom 16.03.2020 bis einschließlich 27.09.2020 ablaufen und dem Landkreis Aurich zu-
gewiesenen Ausländern mit Hauptwohnsitz innerhalb des Landkreises Aurich ausgestellt 
wurden, gilt von Amts wegen bis zum 28.09.2020 als verlängert. 

 
3. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 1 

Abs. 1 NVwVfG4 i. V. m. § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG5). 
 

4. Die „Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG) und des Asylgesetzes (AsylG) zur Eindämmung der Atemwegserkrankung „Co-
vid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2“ vom 17.04.2020 wird hiermit aufgeho-
ben. 
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Begründung: 
Zu 1: 
Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Ausbreitung des neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2), 
welches die Atemwegserkrankung Covid-19 auslöst und der stetig steigenden Anzahl an infizierten 
Personen im Landkreis Aurich, wurden zur Verzögerung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbre-
chung von Infektionsketten eine Vielzahl an Schutzmaßnahmen durch den Landkreis Aurich ergriffen. 
Zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger als auch zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
hat der Landkreis Aurich bis auf Weiteres die Schließung des Kreishauses für den Publikumsverkehr 
seit Montag, 16. März 2020 geschlossen, welches auch unmittelbare Auswirkungen auf den direkten 
Dienstbetrieb der Ausländerbehörde Aurich hat. Grundsätzlich entfallen alle bereits vereinbarten 
Termine mit der Ausländerbehörde. Lediglich in dringenden Ausnahmefällen kann unter der Telefon-
nummer 04941/16-3232 ein Termin mit der Ausländerbehörde vereinbart werden.  
 
Gemäß § 81 Abs. 4 S. 1 AufenthG gilt der Aufenthaltstitel eines Ausländers bis zur Entscheidung der 
Ausländerbehörde als fortbestehend, wenn der Ausländer vor Ablauf des bisherigen Aufenthaltstitels 
dessen Verlängerung oder die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels beantragt. Die Ausländerbe-
hörde kann gemäß § 81 Abs. 4 S. 3 AufenthG zur Vermeidung einer unbilligen Härte die Fortgel-
tungswirkung anordnen, wenn der Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels 
verspätet gestellt wird. Die Ausländer im Landkreis Aurich sind durch die Schließung der Ausländer-
behörde unverschuldet daran gehindert, Verlängerungsanträge persönlich zu stellen und auch die 
postalische Bearbeitung derartiger Anträge ist derzeit nicht planbar. Zur Vermeidung einer unbilligen 
Härte wird daher von Amts wegen die Fortgeltungswirkung nach § 81 Abs. 4 S. 1, S. 3 AufenthG an-
geordnet. 
 
Die Maßnahme ist zur Vermeidung einer unbilligen Härte geeignet, da sich die Ausländer im Land-
kreis Aurich andernfalls entgegen § 4 Abs. 1 S. 1 AufenthG ohne den erforderlichen Aufenthaltstitel 
im Bundesgebiet aufhalten würden. Gleichzeitig dient die Maßnahme der Rechtsklarheit und der 
Absicherung des öffentlichen Lebens. Aufenthaltsrechtliche Dokumente sind häufig Basis für öffentli-
che Dienstleistungen. Es bedarf somit einer Übergangsregelung für zeitnah auslaufende Aufenthalts-
titel. Die Maßnahme ist auch erforderlich und angemessen, um den Individualinteressen aller be-
troffenen Ausländer ausreichend Rechnung zu tragen und gleichzeitig die derzeit eingeschränkte 
Aufgabenerfüllung der Ausländerbehörde im öffentlichen Interesse sicherzustellen.  
 
Nach Ablauf der unter Ziffer 1 festgelegten Frist, ist die durch das Gesetz vorgesehene Antragstellung 
von den nach Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung erfassten Ausländern innerhalb von vier Wochen 
nachzuholen. Fiktionsbescheinigungen werden für die Geltungsdauer dieser Allgemeinverfügung 
grundsätzlich nicht ausgestellt. 
 
Im Rahmen der Fortgeltungswirkung behalten die Nebenbestimmungen zum Aufenthaltsrecht (z.B. 
das Recht, eine Beschäftigung auszuüben) grundsätzlich ihre Gültigkeit. 
 
Zu 2: 
Die unter Ziffer 1. getroffenen Erwägungen treffen auch für die dem Landkreis Aurich zugewiesenen 
Asylbewerber, deren Aufenthalt nach § 55 Abs. 1 AsylG als gestattet gilt und durch eine Aufenthalts-
gestattung dokumentiert wird sowie auf Ausländer zu, deren Abschiebung vorübergehend ausgesetzt 
wurde und die daher im Besitz einer Duldung nach § 60a, b, c und d AufenthG sind. Die Geltungsdau-
er von Duldungen und Aufenthaltsgestattungen von Ausländern mit Hauptwohnsitz im Landkreis 
Aurich, die innerhalb des Zeitraums vom 16.03.2020 bis einschließlich 27.09.2020 ablaufen, werden 
hiermit von Amts wegen bis zum 28.09.2020 verlängert. Die Nebenbestimmungen zur Aufenthaltsge-
stattung und Duldung behalten grundsätzlich ihre Gültigkeit. 
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Die „Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich über den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) und des Asylgesetzes (AsylG) zur Eindämmung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch 
den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2“ vom 17.04.2020 wird hiermit aufgehoben. 
 
Hinweise: 
Die aktuelle Lage ist dynamisch. Bitte beachten Sie daher die Informationslage auf www.landkreis-
aurich.de und in den Lokalmedien. Soweit erforderlich, können ergänzende Regelungen zu den oben 
angeordneten Maßnahmen getroffenen werden. Zudem kann die Geltungsdauer der oben angeord-
neten Maßnahmen auch über den 28.09.2020 hinaus verlängert werden.  
 
Für alle Personen, die nicht zum Adressatenkreis dieser Allgemeinverfügung gehören und deren An-
liegen dringender Klärung bedarf, ist die Ausländerbehörde unter der Telefonnummer 04941/16-
3232 von 
 

montags bis freitags von 08:00 bis 12:00 Uhr, 
montags bis dienstags von 14:30 bis 16:00 Uhr, 

mittwochs geschlossen, 
donnerstags von 14:30 bis 17:00 Uhr, 

 
 
erreichbar. Bitte sehen Sie aus Gründen des Infektionsschutzes gegenwärtig von persönlichen Vor-
sprachen in der Ausländerbehörde des Landkreises Aurich ab.  
 
 
Bekanntmachungshinweis: 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 
S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)). 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Oldenburg, Schlosspatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
Landrat 
Meinen 
__________________________________________________________ 
1
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) vom 25. Februar 2008, 

2
Asylgesetz (AsylG) vom 2. September 2008, 

3
Allgemeine Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bundesrecht 

(AllgZustVO-Kom) vom 14. Dezember 2004, 
4
Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) vom 03. Dezember 1976,  

5
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23. Januar 2003, 

jeweils in der zurzeit gültigen Fassung 

 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Einführung der Pflicht zum Tragen einer Mund-

Nase-Bedeckung in der Stadt Norderney 
 
Der Landkreis Aurich erlässt gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG1) in Verbindung mit § 
3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöDG2) und 
§ 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG3) sowie § 35 S. 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG4) in Ergänzung zur Niedersächsischen Verordnung über infektionsschützen-
de Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Corona-Virus (Corona-VO5 )folgende Allgemeinverfügung: 

http://www.landkreis-aurich.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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1. Personen, die sich in der Stadt Norderney aufhalten, haben zu jeder Zeit in folgenden Berei-
chen und Straßen der Stadt Norderney eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen: 
 
- Strandstraße 
- Poststraße 
- Friedrichstraße zwischen Heinrich- und Bismarckstraße 
- Schmiedestraße 

 
Die betroffenen Bereiche können zusätzlich der anliegenden Karte (gelb markiert) entnom-
men werden. 

 
Die Regelungen zu Restaurationbetrieben (§ 6 Corona-VO) bleiben von dieser Allgemeinver-
fügung unberührt.  
 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung bis einschließlich zum 
19. Juli 2020. Eine Verlängerung ist möglich. 

 
3. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 

Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine auf-
schiebende Wirkung. 
 

4. Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
 
Begründung: 
 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG. Danach hat die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, An-
steckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener 
krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Ver-
breitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 
Bei der sich gegenwärtig weltweit verbreitenden Erkrankung COVID-19, die durch das Coronavirus 
(SARS-CoV-2) verursacht wird, handelt es sich um eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 28 Abs. 
1 S. 1 i.V.m. § 2 Nr. 3 IfSG. Im Landkreis Aurich wurden bereits mehrere erkrankte, krankheitsver-
dächtige und krankheitsgefährdete Personen im Sinne des § 2 Nr. 4, 5 und 7 IfSG identifiziert. Die 
Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG sind vorliegend erfüllt. 
 
Es gilt weiterhin, die Ausbreitungsdynamik und die Infektionsketten zu minimieren und dadurch die 
Verbreitung des Coronavirus zumindest zu verlangsamen. Deshalb ist es geboten, besondere Sicher-
heitsvorkehrungen für die o. g. Straßen in der Stadt Norderney zu verfügen. Dies gilt insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass gegen das Coronavirus derzeit keine Impfung sowie keine gezielten, spezi-
fischen Behandlungsmethoden zur Verfügung stehen. Die angeordneten Maßnahmen sind daher 
zwingend notwendig und auch verhältnismäßig, um eine effektive Gefahrenabwehr zu ermöglichen 
und um im Interesse der Bevölkerung sowie des Gesundheitsschutzes die dauerhafte Aufrechterhal-
tung des Gesundheitssystems im Landkreis Aurich sicherzustellen. 
 
In den o. g. Gebieten und Straßen ist davon auszugehen, dass der in der Öffentlichkeit geltende all-
gemein gebotene Mindestabstand von 1,5 m von Person zu Person (§ 2 Abs. 2 Corona-VO) nicht ein-
gehalten werden kann. In der jetzigen Tourismussaison kommt es in der Stadt Norderney als Insel-
stadt zu einem hohen Gästeaufkommen. Allein bei einer Tagesgästezahl von ca. 4.500 wird die ei-
gentliche Einwohnerzahl von ca. 6.000 bereits nahezu erreicht. Hinzu kommt die Zahl der Übernach-
tungsgäste mit ca. 25.000 Personen pro Nacht und ungefähr 3,8 Mio. jährlich. Hauptansteuerungs-
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punkte in der Stadt Norderney sind die Strände sowie die Innenstadt mit der hauptsächlich dort 
stattfindenden Gastronomie. Der Innenstadtbereich der Stadt Norderney ist geprägt von engen Stra-
ßen und Gassen. Diese sind zusätzlich durch Außengastronomie mit Bestuhlung oder Warenaufstel-
lern vor Einzelhandelsgeschäften im Durchgang eingeschränkt. Durch die hohe Anzahl von touristi-
schen Gästen herrscht in diesen Straßen ein dichtes Gedränge, das dazu führt, dass der Mindestab-
stand von 1,5 m nicht eingehalten werden kann. Aus diesem Grunde ist die Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nase-Bedeckung notwendigerweise geboten. 
 
Hinzu kommt, dass die medizinische Versorgung auf einer Insel wie Norderney nicht mit der medizi-
nischen Versorgung, sowohl auf hausärztlicher Ebene, als auch auf Krankenhausebene, auf dem Fest-
land verglichen werden kann. Insbesondere sind die Transportwege zwischen Insel und Festland auf 
den Wasser- und Luftweg eingeschränkt. Dadurch kommt es dazu, dass einerseits Krankentransport-
wege, aber auch Rückreisewege im Rahmen einer Anordnung zur häuslichen Quarantäne einge-
schränkt werden und damit der Transport auf und von der Insel erheblich erschwert wird. 
 
Diese Allgemeinverfügung wird bis einschließlich zum 19.07.2020 befristet. 
 
Die Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehel-
fe gegen die Allgemeinverfügung haben daher keine aufschiebende Wirkung. Zuwiderhandlungen 
gegen diese Allgemeinverfügung stellen eine Ordnungswidrigkeit nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG dar. 
 
Bekanntmachungshinweis: 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 S. 
4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
Landrat 
Meinen 
______________________________________________________ 
1
Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 

2
Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006,  

3
Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (Nds. VwVfG) v. 24.09.2009 (Nds. GVBl. S.  361), 

4
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), 

5
Niedersächsische Verordnung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Corona-

Virus vom 08. Mai 2020 (Nds. GVBI. Nr. 13/2020), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 

 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-
weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


